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1. Einleitung 

1.1. Problemstellung 

Der Einzug der Informationstechnologien in die Betriebe und Unter-
nehmen ist in vollem Gange. Täglich werden neue Anwendungsmöglich-
keiten bekannt, deren Umsetzung in die betriebliche Praxis regelmäßig 
binnen weniger Jahre folgt. Bereits heute zeichnet sich ab, daß sich 
die Arbeitswelt infolge des verstärkten Einsatzes der Mikroelektronik 
tiefgreifender verändern wird als durch die Einführung des Fließbandes 
vor gut fünfzig Jahren. Wesentliches Merkmal dieser Entwicklung ist, 
daß sie nicht auf das Produktionswesen beschränkt bleibt, sondern vor 
allem auch den bislang einer Technisierung kaum zugänglichen Bereich 
der verwaltenden Tätigkeiten erfaßt. Als Beispiel seien die Umstellung 
auf numerisch gesteuerte Werkzeugmaschinen einerseits und die Ein-
richtung von Bildschirmarbeitsplätzen andererseits genannt. 

Die informationstechnologisch bedingten Neuerungen gestalten dabei 
nicht nur die Arbeit selbst und mit ihr die an die Arbeitnehmer gestell-
tenAnforderungen um. Sie greifen vielmehr auch in mannigfach anderer 
Weise in das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein. 
Beispielhaft hierfür soll im Rahmen dieser Arbeit der Bereich der 
Überwachung der Arbeitnehmer durch den Arbeitgeber und seine Be-
auftragten herausgegriffen werden. Ausschlaggebend für die Wahl die-
ses Untersuchungsgegenstandes war die überlegung, daß die mit der 
zunehmenden Technisierung verknüpfte arbeitsrechtliche Problematik in 
einem Bereich, der wie der der arbeitgeberseitigen Kontrolle über die 
Arbeitnehmer von dem Grundkonflikt des Arbeitsrechts, der über- und 
Unterordnung von Arbeitgeber und Arbeitnehmer, gekennzeichnet ist, 
offen zutagetreten würde. 

Eine Untersuchung der rechtlichen Problematik technisierter Kon-
trolle hat von einer doppelten Fragestellung auszugehen: Zum einen 
gilt es, die der Technisierung der überwachung materiellrechtlich ge-
setzten Grenzen zu bestimmen. Zum anderen ist der Frage nachzugehen, 
ob und in welchem Umfang der Einsatz technischer Kontrollmittel der 
Mitbestimmung des Betriebsrats unterliegt. Während die materiell-
rechtliche Problematik technischer Kontrolleinrichtungen sowohl umfas-
send als auch in einer großen Zahl von Einzeluntersuchungen erörtert 
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worden ist!, ist der kollektivarbeitsrechtlichen Fragestellung bislang 
kaum nachgegangen worden. Sie soll deshalb, ausgehend von dem in 
§ 87 Abs. 1 Ziff. 6 BetrVG 1972 normierten obligatorischen Mitbestim-
mungsrecht2, im Mittelpunkt der vorUegenden Untersuchung stehen. 

Die Vorschrift des § 87 Abs. 1 Ziff. 6 BetrVG 1972 hat in der Literatur 
bislang nur wenig Beachtung gefunden. Eine ausführliche Darstellung 
der Problematik dieser Bestimmung liegt nicht vor. Auch in den ein-
schlägigen Kommentaren zum BetrVG finden sich nur verhältnismäßig 
kurz gehaltene Erläuterungen. Darüber hinaus werden in einer Reihe 
von Urteils anmerkungen noch einige Einzelprobleme des Mitbestim-
mungsrechts angesprochen3• Dieses insgesamt geringe Interesse an dem 
1972 erstmalig in das BetrVG aufgenommenen Mitbestimmungstatbe-
stand muß verwundern. Es wird der Bedeutung dieser Vorschrift, die 
sich an der ständig steigenden Zahl der sich mit ihr auseinandersetzen-
den Gerichtsentscheidungen ablesen läßt, nicht gerecht. Während der 
sogenannte "Produktographenbeschluß" des BAG aus dem Jahre 19604 

die einzige Entscheidung blieb, die sich im Geltungszeitraum des BetrVG 
1952 mit der kollektivrechtlichen Problematik technischer überwa-
chungseinrichtungen zu befassen hatte, sind seit der Neuregelung des 
§ 87 Abs. 1 Ziff. 6 BetrVG 1972 circa fünfzig Entscheidungen bekannt 
geworden, die sich mit der Mitbestimmungspflichtigkeit derartiger Ein-
richtungen beschäftigen6• 

1 Vgl. etwa Wiese, ZfA 1971, S. 273 ff.; Ossberger, S. 45 ff.; weitere Nach-
weise unten 7. 

2 § 87 Abs. 1 Ziff. 6 des Betriebsverfassungsgesetzes vom 15. Januar 1972 
(BGBl. I S. 13) lautet: 
"Der Betriebsrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht 
besteht, in folgenden Angelegenheiten mitzubestimmen: 

6. Einführung und Anwendung von technischen Einrichtungen, die dazu be-
stimmt sind, das Verhalten oder die Leistung der Arbeitnehmer zu über-
wachen." 

Die weitgehend identische Regelung des § 75 Abs. 3 Ziff. 17 BPersVG 
hat den Wortlaut: 
"Der Personalrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht 
besteht, gegebenenfalls durch Abschluß von Dienstvereinbarungen mitzu-
bestimmen über: 

17. Einführung und Anwendung technischer Einrichtungen, die dazu be-
stimmt sind, das Verhalten oder die Leistung der Beschäftigten zu über-
wachen." 

3 Auch Ossberger, S. 83 ff., insbesondere S. 94 - 131, beschränkt sich weit-
gehend auf eine Darstellung der wichtigsten zu § 87 Abs. 1 Ziff. 6 ergangenen 
Entscheidungen und die Erörterung einzelner in diesen angesprochener 
Fragen. 

4 AP Nr. 1 zu § 56 BetrVG 1952 Ordnung des Betriebs mit Anm. Küchen-
hoff. 

S s. das Entscheidungsregister im Anhang. 
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Wenn im Laufe dieser Arbeit die Reichweite des Mitbestimmungs-
rechts untersucht werden soll, so verdienen dabei drei Problemkreise 
besondere Beachtung: 

Zunächst stellt sich die Frage, ob das Mitbestimmungsrecht nur Ein-
richtungen zur gezielten Kontrolle der Arbeitnehmer, z. B. mittels tech-
nischer Abhöranlagen oder Vorrichtungen zur Telefondatenerfassung, 
oder auch solche erfaßt, die primär auf betriebliche AbZäufe bezogen 
sind, z. B. Produktographen. Diesem Bereich der Betriebsdatenerfassung 
kommt eine zunehmend größere Bedeutung zu. So erfordert etwa eine 
betriebliche Vor- und Nachkalkulation die Ermittlung des Auslastungs-
grades der einzelnen Produktionsanlagen. Ähnlich kann eine Erhöhung 
der Fertigungssicherheit nur durch eine exakte Arbeitsablaufkontrolle 
und eine Verbesserung der Fertigungssteuerung erreicht werden. Die 
hierzu notwendigen Informationen werden heute bereits weitgehend 
technisiert ermittelt und verarbeitet. Da die dabei anfallenden Werte 
vielfach durch Leistung und Verhalten der Arbeitnehmer beeinflußt 
werden, können diese aber regelmäßig auch zu einer Kontrolle der Ar-
beitnehmer verwandt werden, so daß die Frage der Mitbestimmungs-
pflichtigkeit derartiger Einrichtungen zu beantworten ist. 

Das BAG hat in seinem zweiten Produktographenbeschluß im Jahre 
19756 das Mitbestimmungsrecht grundsätzlich schon bei objektiv-techni-
scher Eignung der Einrichtung zur überwachung der Arbeitnehmer be-
jaht. Es hat die Mitbestimmung jedoch an die Voraussetzung geknüpft, 
daß die Einrichtung die überwachung "unmittelbar und aktuell" er-
möglichen müsse. Erforderlichkeit und Praktikabilität dieses vom BAG 
eingeführten Tatbestandsmerkmals, das zum festen Bestandteil der sich 
mit § 87 Abs. 1 Ziff. 6 BetrVG 1972 beschäftigenden Rechtsprechung ge-
worden ist, sollen näher untersucht werden. 

Der zweite Problemkreis betrifft die Frage, ob das Mitbestimmungs-
recht nur bei Einrichtungen gegeben ist, die auf Leistung und Verhalten 
der Arbeitnehmer beziehbare Informationen ermitteZn oder auch bei 
solchen, mit denen derartige Informationen lediglich aufgezeichnet und/ 
oder ausgewertet werden. Neben den "klassischen" Kontrolleinrich-
tungen der Stechuhren, Filmkameras, Mithöranlagen, Fahrtschreibern 
und Produktographen wird demnach insbesondere zu erörtern sein, 
ob nicht auch Personalinformationssysteme und EDV-Anlagen zur com-
putergestützten Auswertung manuell erfaßter Betriebsdaten mitbe-
stimmungspflichtig sind. Die Bedeutung des Mitbestimmungsrechts 
für derartige Aufzeichnungs- und Auswertungseinrichtungen ist in der 
betriebsverfassungsrechtlichen Literatur noch kaum erörtert worden7• 

e AP Nr. 2 zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung. 
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